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Drucksache IV/ 984 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegte 
Verordnung des Rates der EWG zur Abänderung der Verord- 
nungen Nr. 3 und Nr. 4 des Rates der EWG über die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 

— Drucksache IV/917 — 


A. Bericht des Abgeordneten Biermann 


Nach Artikel 51 des EWG-Vertrages beschließt 
der Rat einstiinmig auf Vorschlag der Kommission 
die auf dem Gebiet der Sozialen Sicherheit für die 
Herstellung der Freizügigkeit der Wanderarbeit- 
nehmer notwendigen Maßnahmen. Dies ist durch 
die Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4 (BGBl. Teil II 
Nr. 21 vom 12. Mai 1959 S. 473 ff. und Nr. 50 vom 
29. September 1961 S. 1618) geschehen. 

Mit dem vorgeschlagenen Entwurf einer neuen 
Verordnung sollen einige Lücken in den Bestim- 
mungen über die Berufskrankheiten der Verord- 
nungen Nr. 3 und Nr. 4 geschlossen werden. 

Der Entwurf befaßt sich mit den Fällen, in denen 
insbesondere Personen, die an Silikose erkrankt 
sind (oder ihre Hinterbliebenen), keine Leistungen 
bei Berufskrankheiten erhalten können. 

Die Leistung ist danach grundsätzlich von dem 
Staat zu gewähren, in dessen Gebiet der Erkrankte 
zuletzt dem Risiko der Berufskrankheit ausgesetzt 
war. Gewährt dieses Land keinen Anspruch, so hat 
der Staat die Entschädigung zu gewähren, in dem 
der Erkrankte vorher in der gleich gefährdenden 
Beschäftigung tätig war. Die Aufwendungen für 
Geldleistungen werden alsdann intern zwischen den 


Mitgliedstaaten aufgeteilt, in denen der Erkrankte 
der Gefahr dieser Berufskrankheit ausgesetzt war. 

Für die Fälle der Verschlimmerung einer Berufs- 
krankheit wird vorgesehen, daß auch die zusätz- 
lichen Leistungen für die Verschlimmerung zu 
Lasten des Staates gehen, der nach der vorstehen- 
den Regelung die ursprüngliche Berufskrankheit zu 
entschädigen hat. Auch hier werden die Aufwen- 
dungen intern auf die Mitgliedstaaten verteilt, in 
denen der Erkrankte beschäftigt war. 

Die vorstehenden Bestimmungen sollen rückwir- 
kend für die Zeit vom Inkrafttreten der Verordnun- 
gen Nr. 3 und Nr. 4 an (1. Januar 1959) gelten, um 
insbesondere sicherzustellen, daß Fälle von Berufs- 
krankheiten, in denen bisher kein Anspruch auf 
Entschädigung bestand, nunmehr entschädigt wer- 
den können, und zwar unter Verteilung der daraus 
entstehenden Aufwendungen auf diejenigen Staa- 
ten, in deren Gebiet eine gefährdende Beschäftigung 
ausgeübt wurde. 

Der federführende Ausschuß für Sozialpolitik hat 
ebenso wie der mitbeteiligte Ausschuß für Arbeit 
beschlossen, dem Plenum vorzuschlagen, die Vor- 
lage zustimmend entsprechend zur Kenntnis zu neh- 
men. 


Bonn, den 14. Februar 1963 


Biermann 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache lV/984 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Verordnung des Rates der EWG — Drucksache 
IV/917 — zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 14. Februar 1963 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Biermann 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 61. Sitzung am 15. Februar 1963 



